




Planung/Umsetzung von Verhütungsmittelfonds in ausgesuchten Kommunen        ANLAGE 2 
 
 

 Anspruchsberechtigt Umfang der Leistungen Voraussetzung für die Hil-
feleistung 

Verfahren Haushalts-
ansatz 

 
Ennepe-
Ruhr-Kreis 

 
Frauen, die Leistungen 
nach dem   
- SGB II,  
- SGB XII oder 
- AsylblG  

erhalten 

 
100 %-iger Zuschuss zu 
 
- Produkten zur lfd./tgl. 

Anwendung (z.B. Pille) 
- anhaltend wirksamen 

Produkten mit einmalig 
erhöhtem Kostenauf-
wand (z.B. Spirale oder 
Sterilisation) 
 

Keine Finanzierung von 
Kondomen  

 
Antragstellerin muss 
 
- das 20. Lebensjahr voll-

endet haben 
- ihrem Wohnsitz im Kreis 

EN haben 
- den Leistungsbezug 

nachweisen 
- einen entsprechenden 

Antrag stellen 

 
- der Fachbereich Soziales stellt 

den Beratungsstellen jährlich ei-
nen Betrag zur Verfügung 

- die Zugangssteuerung und Bewil-
ligung erfolgt über die Beratungs-
stelle (zur Orientierung dient eine 
Preisliste) 

- im Regelfall werden verauslagte 
Gelder erstattet (selten: Ausstel-
lung von Berechtigungsscheinen) 

- Pflicht zur Vorlage eines halbjähr-
lichen anonymisierten Verwen-
dungsnachweises gegenüber 
dem Sozialamt, in dem die bewil-
ligten und abgerechneten Einzel-
fälle nachgewiesen werden 

 

 
40.000,-- € 

 
Kreis 
Viersen 

 
- Frauen, die Leistun-

gen nach dem SGB II, 
SGB XII oder dem 
AsylblG erhalten oder 

- Frauen mit geringem 
Einkommen oder 

- Studentinnen und 
Schülerinnen, die BA-
fÖG oder Berufsaus-
bildungsbeihilfe bezie-
hen oder 

- Frauen, die sich in ei-
ner Berufsausbildung 
befinden 

 
und 
 
- bei denen eine psy-

chosoziale Notlage 
wie z.B. innerfamiliäre 
oder interkulturelle 

 
anteiliger oder im Einzelfall 
100 %-iger Zuschuss zu 
Verhütungsmitteln (keine 
Konkretisierung oder Ein-
schränkung) 
 
 

 
Antragstellerin muss 
- ihren Wohnsitz im Kreis 

Viersen haben 
- zum Kreis der An-

spruchsberechtigten zäh-
len 

- eine intensive Beratung 
durch die Beratungsstelle 
zwingend wahrgenom-
men haben 

- einen Antrag gestellt ha-
ben 

 
- der Fachbereich Soziales stellt 

den Beratungsstellen jährlich ei-
nen Betrag zur Verfügung 

- die Zugangssteuerung und Bewil-
ligung erfolgt über die Beratungs-
stelle, die ein ausführliches Bera-
tungsgespräch durchführen müs-
sen. 

- der Verlauf der Beratung und der 
Vergabeablauf für den Verhü-
tungsmittelfonds ist in einer Klien-
tenakte festzuhalten 

- im Regelfall werden verauslagte 
Gelder bzw. Rechnungen von 
Gynäkologen erstattet 

- ein jährlicher Verwendungs-
nachweis, der Angaben zur Ein-
kommenssituation der Klientin-
nen, zur Wahl und Anzahl der 

 
25.000,-- € 



Konflikte, persönliche 
Überforderung, Ver-
schuldung uvm., vor-
liegt, welche daher 
zwingend eine inten-
sive Beratung durch 
die Schwanger-
schaftsberatungsstel-
len erforderlich macht. 

 

Verhütungsmittel sowie der ent-
standenen Kosten macht, ist 
dem Sozialamt vorzulegen. 
 

 
Stadt 
Bochum 
(in Planung) 

 
- Frauen im Bezug exis-

tenzsichernder Sozial-
leistungen (SGB II, 
3./4. Kapitel SGB XII, 
AsylbLG, BAFöG, 
BAB, Wohngeld) 
 

und  
 
- bei denen durch die 

Schwangerschaftsbe-
ratungsstelle eine so-
ziale Notlage beschei-
nigt wird 

 
(noch keine) Konkretisie-
rung oder Einschränkung 
der Verhütungsmittel  

 
Antragstellerin muss 
- ihren Wohnsitz in Bo-

chum haben 
- zum Kreis der An-

spruchsberechtigten zäh-
len 

- den Beratungsschein 
und die ärztliche Verord-
nung vorlegen 

- einen Antrag gestellt ha-
ben 

- Der Antrag auf Kosten-
übernahme ist im Falle 
des SGB II-Bezugs im 
Jobcenter bzw. in der je-
weiligen Fachabteilung 
des Sozialamtes, im Üb-
rigen in einer zentralen 
Anlaufstelle im Amt für 
Soziales einzureichen. 
Dort wird geprüft, ob die 
Anspruchsvoraussetzun-
gen vorliegen. 

 
- das Verfahren wird durch die 

Stadt Bochum bzw. das Jobcenter 
koordiniert. 
 

- Nach Kostenzusage des jeweili-
gen Fachbereiches sollen die ver-
auslagte Gelder bzw. Rechnun-
gen erstattet werden. Die Auszah-
lung erfolgt von zentraler Stelle im 
Amt für Soziales. 
 

 
noch nicht 
geklärt 
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